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(1) Die Berufsqualifikation der antragstellenden Person unterscheidet sich wesentlich, wenn

1. das von der antragstellenden Person absolvierte Studium oder die Ausbildung hinsichtlich der
beruflichen Tätigkeit Themenbereiche oder berufspraktische Bestandteile umfasst, die sich inhaltlich
wesentlich von denen unterscheiden, die nach diesem Gesetz und nach der Studien- und
Prüfungsverordnung nach § 71 vorgeschrieben sind, oder

2. eine Tätigkeit oder mehrere Tätigkeiten des in diesem Gesetz und in der Studien- und
Prüfungsverordnung nach § 71 geregelten Hebammenberufs nicht Bestandteil des im Herkunftsstaat
der antragstellenden Person entsprechend reglementierten Berufs ist oder sind und wenn das
Hebammenstudium nach diesem Gesetz und nach der Studien- und Prüfungsverordnung nach § 71
Themenbereiche oder berufspraktische Bestandteile umfasst, die sich inhaltlich wesentlich von denen
unterscheiden, die von der Berufsqualifikation der antragstellenden Person abgedeckt sind.

(2) Die inhaltlichen wesentlichen Abweichungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 müssen sich auf
Themenbereiche oder berufspraktische Bestandteile beziehen, deren Kenntnisse, Fähigkeiten und
Kompetenzen eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung des Hebammenberufs im
Geltungsbereich dieses Gesetzes sind.
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